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'Volksbefragung“ statt freier Wahlen
W ied er eine SED-Untersmriftensammlung

Am 12. Februar b eg in n t in  O stberlin  u n d  der Sow jetzono  
erneut e ine U nterschriftensam m lung „gegen  den  Atom todes". 
D iese  von der kom m unistischen „F riedensbew egu ng“ in  in ter ­
nationalem  M aßstab versuchte A ktion so ll in  der Zone a ls V or­
w and benu tzt w erden, um  die se it  W ochen geplante und im m er 
w ieder h in ausgeschobene V olksbefragung geg en  d ie  P ariser  
V erträge durchzupeitschen. G leichzeitig  versuchen d ie  K om m u­
n isten  in  der B und esrep ublik  un ter sich  e in e  „V olksabstim ­
m ung“ geg en  d ie  deutsche W iederbew affnung zu inszen ieren . 
A lle M aßnahm en sind  ganz offensichtlich T eil einer K am pagne, 
durch d ie  d ie  SED spätere in ternationale  V erhandlungen nach 
der R atifizierung der V erträge unm öglich  zu m achen hofft.

U rsache is t  d ie w achsende  
U nsicherh eit im  P arte i- und  
Staatsapparat der SED. A uf der  
M oskauer K onferenz im  D ezem ­
ber w urde versucht, durch eine  
A rt O stblockpakt den B estan d  
des SE D -Staatsapparates zu  
garantieren . D anach hat es e in e  
R eihe von Sow jeterklärungen  
un d  -noten  gegeb en , d ie den A n­
sch ein  erw ecken m ußten , die  
Sow jets w ollten  für den F a ll  
einer K assieru n g  der P ariser  
V erträge ern sthafte  gesam t­
deutsche V erhandlungen un d  
fre ie  W ahlen.

Innenpolitisch hatte das 
schwere Folgen für die SED. 
Die Furcht vor dem Schicksal 
der SED nach einer Wiederver­
einigung lähmt bis heute die 
gesamte Parteiarbeit.

D ie  Stelan-Heym -Panne
Am 9. Januar mußte der SED- 

Leitartikler Stefan Heym in der 
„Berliner Zeitung“ eine beruhi­
gende Erklärung der Partei ab­
geben, in der auf die „Was 
wird aus uns?“-Stimmung ein­
gegangen wurde. Es war eine 
ausgesprochene Panne. Der Ar­
tikel wurde als psychologische 
Vorbereitung auf für SED-Mit- 
glieder „schlimme Ereignisse“ 
auf gef aßt und hatte die ent­
sprechenden Folgen. Am 22. J a ­
nuar mußte die SED diesen 
Artikel durch den von ihr vor­
geschobenen Volkskammerabge­
ordneten Prof. Meusel wider-.

legen. Meusel sagte dabei klipp 
und klar, daß die SED-Mit- 
glieder sich keine Sorge um 
freie Wahlen und die Zeit nach 
einer Wiedervereinigung zu 
machen brauchten, weil die 
Partei nicht von ihren bisheri­
gen „Deutsche an einen Tisch“- 
Forderungen abzugehen ge­
denke. Diese wiederum vereitel­
ten ja  jede den Bestand der 
SED bedrohende Gefahr, wie 
z. B. freie Wahlen.

Es ist noch nicht abzusehen, 
ob diese Zusicherung das Gros 
der Partei- und Regierungs- 
funktionäre tatsächlich beruhigt 
hat. Die letzte Sowjetnote, in 
der immerhin von freien Wah­
len die Rede ist, hängt wie ein 
Damoklesschwert über der SED.

In  dieser Phase der politischen 
Entwicklung arbeiten die Kom­
munisten mit dem Hauptargu­
ment, nach der Ratifizierung 
sei es zu spät. Die SED weiß, 
daß eine Ratifizierung'ihr Ver­
handlungspotential auf Null zu­
rückschrauben muß. Viermächte*« 
Verhandlungen, die dann tat­
sächlich auf realer Basis mög« 
lieh wären, würden ohne Befra­
gung der SED eine Einigung 
erreichen können. H ier ^be­
schwört sie ihre Anhänger, 
und auch in der Erklärung 
Meusels ist ein entsprechender 
Satz zu finden: Habt nur keine 
Angst, daß wir von den So­
wjets über unsere Köpfe hin- 
,weg ausgehandelt werden! Ge­

samtdeutsche Verhandlungen 
nur unter gleichberechtigter 
Teilnahme der SED! Und freie 
Wahlen — nicht ohne unsere 
Zustimmung zu’ einem uns ge­
nehmen Wahlgesetz!

Dies ist die jüngste Entwick­
lung. Die Partei versucht mit al­
len Kräften eine Lage herbeizu­
führen, die den Sowjets gar 
keine andere Wahl als die Zu­
stimmung zu der von der SED 
angestrebten endgültigen SpaN 
tung lassen könnte.

So wird auch die geplante 
Unterschriftenaktion verstände 
lieh. Man spricht nicht mehr 
vom Verbot der Atomwaffen, 
sondern von dem des Atom­
krieges. Außerdem hat die SED 
einen Zeitplan aufgestellt, der 
die wahren Absichten klar er­
kennen läßt:

Nichts als W inkelzüge
Am 12. Februar beginnt die 

Unterschriftenaktion über die 
„Friedensräte“,. Etwa am 20. Fe­
bruar ■wird die „Nationale 
Front“ in die Kampagne ein- 
greifen und die Fragestellung 
gegen die Pariser Verträge er­
weitern. Danach werden Unter­
schriftenlisten gegen die W ie- 
derbewaffnung der Bundesrepu­
blik aufgelegt. Im  März, späte­
stens Anfang April, w ill die 
SED — sie hat sich in mehreren 
Parteierklärungen dahingehend 
festgelegt — eine „Volksbefra­
gung“ starten. Diese w ill sie als 
Ersatz für Wahlen gewertet 
wissen. Mit dem Ergebnis ge-, 
denkt sie an ein gesamtdeut-! 
sehes Forum heranzutreten.

Die Bevölkerung der Zone 
kann gegen Unterschriftenlisten 
wenig tun. Sie kann aber die 
Stärke der SED an ihren W in­
kelzügen erkennen. Und das 
mag wichtig sein für den Tag, 
an dem es zu wirklichen Ver­
handlungen und freien Wahlen 
kommt.
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Amerika und 
Fenwst

D T. Würden wir noch in 
jener Zeit leben, da Männer 
wie McArthur die amerikanische 
Politik beeinflußten und die 
„Zurückdrängung des Kommu­
nismus“ ein Hauptprogramm­
punkt gewesen ist, so müßte 
die Forderung Eisenhowers 
nach Ermächtigung zum even­
tuellen Einsatz amerikanischer 
Streitkräfte in Fernost alarmie­
rend wirken. Das ist aber nicht 
der Fall. Seitdem der USA-Prä- 
sident einen gemäßigten Kurs 
steuert und sich um einen an­
nehmbaren Ausgleich auch mit 
dem rotchinesischen Gegner be­
müht, ist es klar geworden, 
daß er seiner 7. Flotte in der 
Formosa-Straße den Kriegskurs 
nicht befehlen wird. Was Eisen- 
hower will, ist eben der Aus­
gleich, das Auslöschen des bren­
nenden chinesischen Problems.

Er muß dabei logisch Vor­
gehen. Das bedeutet zunächst 
die Beseitigung des akuten 
Brandherdes auf den Tachen- 
Inseln. Gelingt das, so ist in­
sofern eine neue Situation her­
beigeführt, als dann die Fron­
ten völlig klar sind und jede 
weitere Aggression der Rot­
chinesen, wie etwa auch der 
Nationalchinesen, wahrschein­
lich das volle militärische Ein­
schreiten der USA zur Folge 
haben würde. Diesen Krieg im 
Großen dürfte Peking scheuen. 
Notgedrungen könnte sich ein 
zwar feindliches, aber immerhin 
unkriegerisches Nebeneinander 
entwickeln. Tschiangkaischek 
vermag ohnehin keine Rück­
eroberungsaktion auf das Fest­
land gegen den amerikanischen 
W illen zu unternehmen. Peking 
lehnt zwar durch die neue Er­
klärung seines Ministerpräsi­
denten Tsehu - En - Lai jeden 
Waffenstillstand ab. Aber von 
Erklärungen, die gerade bei 
Chinesen sehr aus Prestige­
gründen abgegeben werden, bis 
zum Angriff und Invasionsver­
such auf ein von den USA ge­
schütztes Formosa ist noch ein 
weiter Weg.

Zunächst geht es darum, die 
Tachen-Inseln zu evakuieren. Da­
durch sollen Tschiangkaischeks 
Kräfte auf Formosa und die 
anliegenden Pescadoren-Inseln

konzentriert werden. Gleichzeitig 
bedeutet das aber auch ein Ent­
gegenkommen an Peking: die 
Inselgruppe wird den Rot- 
chinesen überlassen. Ob diese 
aber damit zufrieden sein wer­
den? Noch sieht es nicht so 
aus. Je häufiger und lauter 
Peking die USA verleumdet 
und die Ansprüche auf Formosa 
wiederholt, um so schwieriger 
wird jegliche Friedenspolitik 
durchzuführen sein. Augen­
blicklich scheinen die Kommu­
nisten sogar die Evakuierung 
der Tachen-Inseln stören zu 
wollen nach dem Motto „wir 
beanspruchen die Insel, aber 
wir verlangen gleichzeitig die 
Vernichtung der dort statio­
nierten Nationalchinesen“ .

Mit diesem Fanatismus rech­
net Eisenhower. Es ist möglich, 
so absurd es klingt, daß die 
roten Dschunken selbst gegen

Bonn (Eigenbericht). Es hat 
den Anschein, daß die Ausein­
andersetzungen im evangelischen 
Raum über die Wiederbewaff­
nung und im Zusammenhang 
damit über die Wiedervereini­
gung in der nächsten Zeit die 
Öffentlichkeit noch stärker be­
schäftigen werden als in der 
Vergangenheit. Nachdem sich 
bisher hauptsächlich diejenigen 
evangelischen Kreise hatten ver­
nehmen lassen, die gegen die 
Pariser Verträge sind, haben 
sich in den letzten Tagen auch 
die ersten evangelischen Grup­
pen gemeldet, die sich für die 
Wiederbewaffnung aussprechen.

In besonderer Ausführlichkeit 
hat sich Bundestagspräsident 
Dr. Gerstenmaier als erster 
evangelischer Politiker der CDU 
zu diesen Auseinandersetzungen 
geäußert. Gerstenmaier vertritt 
zunächst die Auffassung, bei 
den Bundes- und bei den Land­
tagswahlen habe sich gezeigt, 
daß die überwältigende Mehr­
heit des evangelischen Kirchen­
volkes nicht bereit und willens 
sei, sich der „Ohne-mich“-Welle 
anzuschließen. -

Dann fährt er fort: „W ir
predigen keinen Kreuzzug, im 
Gegenteil, Aber wir widersetzen 
uns entschieden jener Überheb­
lichkeit, die die Unterschiede zwi­
schen der W elt der Tyrannei und

amerikanische Kriegsschiffe aus- 
laufen müssen, um die Eva­
kuierung zu verhindern. Daraus 
kann sich sehr leicht die Not­
wendigkeit eines Schießbefehls 
durch Eisenhower ergeben. 
Immer, wenn ein Präsident den 
Kongreß um Ermächtigung zum 
eventuellen militärischen Ein­
satz ersucht, ist die Lage einst. 
Beide Parteien, Demokraten wie 
Republikaner, stehen hinter 
dem Präsidenten. W eil beide 
Parteien wissen, daß mit dem 
Vordringen der Rotchinesen der 
Friede und die Freiheit des 
ganzen pazifischen Raumes be­
droht wird. Darum geht es, 
nicht etwa nur um das ameri­
kanische Ansehen vor Chinas 
Küste. Wenn Rotchina die War­
nung Eisenhowers mißachtet, 
setzt es seine Existenz aufs 
Spiel, statt sie mit Hilfe des 
Westens 2U entwickeln.

der W elt der Freiheit ignoriert 
oder bagatellisiert.“ Nach dem, 
was unsere Generation gesehen 
und erfahren habe, bedürfe es 
keines Wortes mehr darüber, 
daß ein fundamentaler Unter­
schied zwischen der W elt des 
totalitären Zwangsstaates und 
der des freiheitlichen Rechts­
staates bestehe. Für die „Ein­
äugigkeit“ vieler kirchlicher Ap­
pelle sei es kennzeichnend, „daß 
in ihnen weder der unüberseh­
bare Unterschied zwischen Ost 
und West in Sachen des Rechtes 
und der Freiheit, noch die 
Zwangslage, in der wir uns be­
finden, und gleich gar nicht die 
Friedensliebe und Friedenssehn­
sucht derer in Erscheinung tre­
ten, an die sie ihre Polemik 
und ihre Ermahnungen adres­
sieren".

Mit diesen Feststellungen be­
rührt der Bundestagspräsident 
einen sachlich und psychologisch 
besonders wichtigen Punkt der 
Auseinandersetzung. Die klä­
rende Folgerung, die er zieht, 
lautet: „Unser Anliegen ist nicht 
Wiederholung militärischer Ge­
waltpolitik, sondern allein der 
Schutz der Freiheit und der Si­
cherheit des unserer Verantwor­
tung anbefohlenen Volkes. Was 
dafür notwendig ■ ist, muß ge­
schehen, gleichgültig, ob es uns 
leicht- oder schwerfällig

Evangelische Debatte umWeJirbeiirag



Niemals Anerkennung der Spaltung
Adenauer zur sow jetischen Deutschland-Erklärung

Baden-Baden (AP). Bundeskanzler Br, Adenauer hat in einer 
Kundfunkansprache zur jüngsten Kreml-Erklärung in. der 
Bcutschlandfrage festgestellt, daß sich an der sowjetrussischen 
Politik nichts geändert habe. Er sagte: „W ir sind nicht so 
töricht, die 'Hilfe der Atlantikpaktstaaten bei der Wiederver­
einigung durch, eine Ablehnung oder eine dieser in ihrem 
Wirken gleichkommenden Vertagung der Pariser Verträge auf 
Grund einer solchen Verlautbarung Sowjetrußlands preiszu­
geben,“

Zweite Lesung 
w ird vorbereitet

Bonn (AP/DPA). Bis Vorbe- 
reitung für die Ratifizierung' 
der Pariser Verträge und der 
letzte sowjetische Vorschlag in 
der Deutschlandirage bestimm­
ten in der vergangenen Woche 
weitgehend das politische Ge­
schehen in Bonn.

Der Vorsitzende des Auswär­
tigen Ausschusses des Bundes­
tages, der CDU-Abgeordnete 
Kiesinger, erklärte vor seiner 
Fraktion, es sei damit zu 
rechnen, daß die zweite Lesung 
der Verträge am 8., 9. und 
10. Februar stattfindet.

Ludwigshafen (Eigenbericht). 
Bundesminister Jakob Kaiser 
sagte in einer Rede in Lud­
wigshafen zur sowjetischen 
Deutschland - Erklärung: „Mos­
kau darf gewiß sein, daß wir 
schon im Hinblick auf unsere 
Verantwortung für Gesamt­
deutschland diese Erklärung ge­
wissenhaft prüfen werden. Mein 
erster Eindruck ist, daß allein 
schon die Tatsache, daß sich, 
jetzt die Sowjetunion in dieser 
Weise äußert, die Richtigkeit 
unserer Politik bestätigt. Mit 
Moskau kommt man immer erst 
weiter, wenn man handelt und 
nicht nur redet. Daß es zu ge­
gebener Zeit zu erneuten Vier-

Heimkehrer aus der UdSSR
Göttingen (DPA). In  der Bun­

desrepublik sind überraschend 
in mehreren Gruppen insgesamt 
102 Heimkehrer aus dem sowje­
tischen Lager Potma (5110/43) 
eiugetroffen. Es handelt sich um 
die ersten geschlossenen Heim­
kehrertransporte seit Oktober 
vorigen Jahres.

Die Heimkehrer berichteten, 
daß in dem rund 430 km süd­
östlich von Moskau gelegenen 
Lager Potma noch etwa 200 In ­
sassen leben, darunter 40 bis 60 
Deutsche. In dem Lager seien 
in letzter Zeit deutsche Gefan­
gene und Internierte aus den 
Strafgebieten Worltuta und aus 
dem nördlichen Ural eingetrof- 
fen. Nach den Angaben der 
Heimkehrer soll in Kürze in 
Potma ein neuer Transport zu­
sammengestellt werden.

In der Sowjet-Erklärung, so 
fuhr der Bundeskanzler fort, 
könne er kein Entgegenkommen 
des Kreml sehen. Aus der Er­
klärung gehe eindeutig hervor, 
daß es nach dem Willen der So-

mächteverhandlungen kommen 
muß, ist ein Ziel unserer Poli­
tik, wobei der Zeitpunkt, nach 
allem, was geschehen Ist, nach 
allen Kehlern insbesondere, die 
die Sowjets In ihrer Deutsch­
landpolitik gemacht haben, nicht 
allein von Moskau bestimmt 
werden kann.“

Kaiser gab in seiner An­
sprache einen überblick über 
den Kampf um die Einheit und 
Freiheit Deutschlands im Ablauf 
der letzten zehn Jahre. Es sei 
fremder W ille gewesen, der die 
Spaltung herbeigeführt und Ber­
lin die Möglichkeit genommen 
habe, seina Aufgabe als Haupt­
stadt zu erfüllen. Trotz seiner 
Isolierung sei und bleibe Berlin 
das Rückgrat für die Bevölke­
rung der Sowjetzone, und unan­
tastbar bleibe deshalb auch 
seine Bedeutung für die Politik 
der Wiedervereinigung. „Dazu 
gehört, daß wir Berlin den Platz 
in unserem Bewußtsein einräu­
men, den diese Stadt verdient.“ 

W ir wüßten alle, so führte 
der Minister weiter aus, daß die 
Frage der Wiedervereinigung 
unseres Landes in Freiheit kon­
kret auf der Ebene der großen 
Politik gelöst werden müsse. Er 
warf in diesem Zusammenhänge 
die Frage auf, ob denn die W ei­
chen in Mitteldeutschland unwi­
derruflich falschgestellt bleiben 
müßten. Er sei gewiß, daß M il­
lionen und aber Millionen den 
Mut hätten, offen für ihre Über­
zeugung einzutreten. Voraus­
setzung eines echten neuen Be­
ginnens wäre allerdings die un­
gehemmte Zulassung aller freien

wjets auf unbestimmte Zeit bei 
der Teilung Deutschlands blei­
ben solle. Die Sowjetunion lasse 
es völlig ungewiß, wann und 
wie die Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands erfolgen 
solle. Adenauer stellte die Frage, 
wie man unter diesen Umstän­
den überhaupt von aussichts­
reichen Verhandlungen und 
einem Entgegenkommen der So­
wjetunion sprechen könne.

Als wuchtig hob der Kanzler 
hervor, daß die Sowjetunion 
zum erstenmal den Gedanken 
einer internationalen Kontrolle 
bei gesamtdeutschen Wahlen 
aufgenommen habe. Man müsse 
sich allerdings fragen, welche 
Art von Wahlen kontrolliert 
werden soll, denn es sei offen­
sichtlich, „daß es für uns völlig 
uninteressant wäre, wenn die 
Kontrolle sich auf nicht wirk­
liche freie Wahlen erstreckt“ .

Adenauer unterstrich, daß sich 
die Bundesrepublik niemals an 
einem Abkommen militärischer, 
wirtschaftlicher oder politischer 
Art mit der Sowjetunion betei­
ligen werde, das stillschweigend 
oder erklärtermaßen die Fort­
dauer der Teilung Deutschlands 
sanktioniere. „W ir wollen kein 
zweigeteiltes Deutschland, wir 
wollen ein Deutschland.“

Deutschland sei weder w irt­
schaftlich noch technisch in der 
Lage, die in der sowjetischen 
Erklärung angebotenen Streit­
kräfte aufzustellen. „Was wir 
erstreben, ist der Zusammen­
schluß der freien Völker des 
Westens, einschließlich Deutsch­
lands, weil w ir überzeugt sind, 
daß alsdann mit Sowjetrußland 
aussichtsreiche und vernünftige 
Verhandlungen gepflegt werden 
können.“

Parteien, einer wirklich freien 
Presse und freier Versammlun­
gen. Mit einem solchen freien 
Parlament würden sich dann 
gesamtdeutsche Gespräche von 
selbst verstehen.

Kaiser: „W ir prüfen gewissenhaft“
Sow jet-E rklärung bestätigt R ich tigke it der westlichen P o lit ik



Berlins neuer Senat im Amt
R egierungserk lärung am  3. Februar

Berlin (Eigenbericht). Sieben 
"Wochen nach der Wahl ist der 
neue Berliner Senat, sieben 
Mitglieder der SPD und sechs 
der CDU, vom Abgeordneten­
haus mit Stimmenmehrheit ge­
wählt und soiort vereidigt wor­
den. Von den 126 anwesenden 
Abgeordneten stimmten 101 mit 
ja, 19 mit nein und sechs ent­
hielten sich der Stimme. Die Re­
gierungserklärung wird am 
3. Februar abgegeben.

Die Ämter des Senats wurden 
folgendermaßen verteilt: Regie­
render Bürgermeister Dr. Suhr 
(SPD ); Bürgermeister Amrehn 
(CD U ); Innensenator Lipsehitz 
(S PD ); Finanzsenator Haas 
(CDU); Senator für Verkehr und 
Betriebe Theuner (SPD); für 
Volksbildung Tiburtius (CDU); 
für Bundesangelegenheiten und 
vorläufig für Post und Fern­
meldewesen Klein (S PD ); für 
Arbeit und Sozialwesen Kreil 
(CD U ); für Wirtschaft Hertz 
(SPD); für Bau- und Woh­
nungswesen Sehwedler (SPD ); 
für Justiz Kielinger (CDU); für

„Deutsches Reich erneuern"
Berlin (DPA). Der CDU-Bun- 

destagsabgeordnete Dr. Frie­
densburg hat sich in einer Ge­
denkrede über den Rundfunk 
anläßlich der Wiederkehr des 
B.eichsgründungstages dafür ein­
gesetzt, die Erinnerung an den
18. Januar 1871 in einem noch 
notwendigeren Sinne zu erneu­
ern. Er sagte, ein zukünftiger 
Staat könne nur eine Erneue­
rung des Deutschen Reiches 
sein, in dessen Haus sich alle 
deutschen Stämme gleichen W il­
lens zusammenfinden. Solange 
sich Teile dieses Volkes außer­
halb befinden, sei die geschicht­
liche Aufgabe des 18. Januar 
nicht erfüllt.

Meise? tritt zurück
München (DPA). Das geist­

liche Haupt der Evangelisch- 
Lutherischen Landeskirche in 
Bayern, Landesbischof D. Mei­
ser, w ill zum 1. Mai sein Amt 
aus Altersgründen niederlegen. 
Dieser Entschluß wurde in allen 
Gotteshäusern der Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Bayerns 
verkündet.

Gesundheitswesen Schmiljan 
(CDU); für Jugend und Sport 
Ella Kay (SPD).

Nach der Vereidigung erklärte 
der neue Präsident des Abge­
ordnetenhauses, W illi Brandt 
(SPD), die geschäftsführende 
Tätigkeit des bisherigen Senats 
sei nun erloschen. Dr. Suhr 
dankte in seiner Antrittsrede 
dem scheidenden Bürgermeister 
Dr. Schreiber sowie den übrigen 
Senatoren für ihre geleistete 
Arbeit. W ie Suhr mitteilte, 
weilte er vor der Neuwahl am 
Grabe Ernst Reuters und legte 
dort einen Kranz nieder. Dieser 
Akt sei für ihn, so betonte er, 
eine symbolische Verpflichtung, 
die neue Berliner Regierung 
nach dem Vorbild Reuters zu 
führen.

Bonn (AP/DPA). Die Sowjet­
union hat überraschend den 
Kriegszustand mit Deutschland 
für beendet erklärt und alle 
rechtlichen Bestimmungen auf­
gehoben, denen deutsche Staats­
bürger bisher als Bürger eines 
feindlichen Staates unterworfen 
waren. Dieser jüngste sowje­
tische Schritt in der Deutsch­
landfrage wird in ersten Kom­
mentaren westlicher Politiker 
als ein neuer Versuch Moskaus 
gewertet, die Ratifizierung der 
Pariser Verträge zu verhindern. 
Das Bundeskabinett wurde zn 
einer Sondersitzung einberufen.

DT. Als ein Akt, der den von 
Hitler gewissenlos herbeigeführ­
ten Kriegszustand zwischen 
Deutschland und der Sowjet­
union völkerrechtlich beendet, 
ist die Moskauer Deklaration 
durchaus zu begrüßen. Als tak­
tisch und propagandistisch be­
stimmtes Unternehmen begegnet 
sie indessen starkem Zweifel.

W ir legen der sowjetischen 
Regierung nahe, diesen Zweifel 
zu beheben. Das kann auf eine 
ganz einfache Weise am besten 
dadurch geschehen, daß Moskau 
auch den „kalten Kriegszustand“ 
beendet, unter dem das deutsche 
Volk vor allem durch die ihm 
zugefügte Spaltung außerordent-

Streikbilanz imBergbau
Essen (AP/DPA). Die durch 

den Proteststreik am Sonnabend 
im Steinkohlenbergbau des ge­
samten Bundesgebietes entstan­
denen Fehlschichten betrugen 
unter und über Tage 67,1 Pro­
zent. Dies gab der Unterneh­
merverband Ruhr am Montag 
bekannt.

Am Sonnabend -wurden insge­
samt 40 475 t Steinkohle geför­
dert und 89 375 t Koks erzeugt. 
Die Steinkohleförderung betrug 
nur etwa zwölf Prozent der 
normalen Sonnabend-Förderung 
in den letzten Wochen.

Streikanlaß war die Äuße­
rung des Generaldirektors der 
Gutehoffnungshütte in Oberhau­
sen, Dr. Reusch, das Mitbe­
stimmungsrecht sei von den 
Gewerkschaften „erpreßt“ wor­
den. Bundeskanzler Adenauer 
hatte sich am Wochenende von 
dieser Äußerung distanziert.

lieh leidet. Es ist gewiß zu be­
grüßen, daß alle Beschränkun­
gen, denen bisher deutsche 
Staatsbürger im Verkehr mit 
der Sowjetunion unterworfen 
waren, aufgehoben sind — falls 
man wirklich ein Visum nach 
Moskau erhält. Noch mehr aber 
legen w ir Wert darauf, daß 
endlich die Beschränkungen auf­
gehoben werden, denen heute 
auf deutschem Boden deutsche 
Staatsbürger in Berlin und 
Westdeutschland noch im Ver­
kehr mit den deutschen Staats­
bürgern der sowjetischen Besat­
zungszone unterliegen. *

Freie Hand für Eisenhower
Washington (AP/DPA). Das 

US-Repräscntantenhaus hat Prä­
sident Eisenhower die gefor­
derte Vollmacht erteilt, notfalls 
amerikanische Streitkräfte zur 
Verteidigung Formosas und der 
Peseadoren-Inseln einzusetzen.

Das Haus ermächtigte durch 
seine Zustimmung den Präsiden­
ten, nach fast völlig freiem Er­
messen US-Streitkräfte zum 
Schutz der nationalchinesischen 
Inseln einzusetzen. Dementspre­
chend waren die Abgeordneten 
in feierlicher Form darauf hin­
gewiesen worden, daß die Ver­
lautbarung an Bedeutung nur 
einer Kriegserklärung nachstehe.

Moskau beendet Kriegszustand
Neuer Versuch zur V erh inderung der R atifiz ie ru ng?



D er Schwarze Sonntag u nd  der ro te  Pope
D ie russische R evo lu tion  b eg an n  vor fünfzig  Ja h re n

Am 20. Januar saß im Warte­
zimmer des Petersburger Poli­
zeipräsidenten General Fullon 
ein Pope namens Gapon. Durch 
einige Skandalaffären hatte er 
bereits in allen Petersburger 
Kreisen viel von sich reden ge­
macht. Er lebte in einem Arbei­
terviertel und gehörte, wie es 
hieß, zur revolutionären Bewe­
gung. Zugleich unterhielt er 
gute Beziehungen zur Polizei. 
Nun hatte sich das Gerücht ver­
breitet, daß am kommenden 
Sonntag der Pope eine riesige 
Arbeitermenge zum Winterpalais 
des Zaren führen werde, um den 
Arbeitern Gelegenheit zu geben, 
dem Zaren persönlich ihre For­
derungen vorzutragen. General 
Fullon, der den Popen zu sich 
gebeten hatte, verlangte von ihm 
die Zusicherung, daß die ge­
plante Kundgebung friedlich 
verlaufen werde. Darauf erwi­
derte der Pope: „Exzellenz, ich 
gebe Ihnen mein Wort, daß 
keine Gefahr zu Unruhen be­
steht.“

„F eu er auf d ie M en ge !“
Am Sonntag, dem 22. Januar, 

marschierten graue Arbeiter­
kolonnen Sn Begleitung von 
Frauen und Kindern in der 
Richtung zum Winterpalais. Die 
Arbeitermassen ergossen sich in 
den Newski-Prospekt. Am Ende 
der Prachtstraße, an der Brücke 
über den Moika-Kanal, stockte 
plötzlich die Menge. Die Brücke 
war von einer Abteilung der 
Zarengarde besetzt. Das ganze 
Stadtviertel, in dem sich das 
Zarenpalais befindet, war mit 
einem starken Aufgebot von 
Gardetruppen abgeriegelt. Nach 
wenigen Minuten kommandierte 
der Offizier an der Brücke: 
„Feuer auf die Menge!" Die 
Soldaten eröffneten ein mörde­
risches Feuer, das eine halbe 
Stunde lang dauerte. Der Schnee 
färbte sich rot, und unzählige 
Leichen lagen auf der Straße. 
Die Menschenmassen fluteten 
zurück.

Als die erste Salve krachte, 
stürzte sich Gapon, der an der 
Spitze der Demonstration mar­
schierte, in den Schnee und ent­
ging so dem sicheren Tode. Der 
Student Rutenberg, ein Mitglied 
der revolutionären Organisation, 
schnitt ihm bei Einbruch der 
Dunkelheit die langen Priester-

Die Geschichte des 
historisch gewordenen 
Schwarzen Sonntags am 
22. Januar 1905 in Peters­
burg hört sich wie ein 
spannender, vom Leben 
geschriebener Roman an. 
Dieser Tag gilt als der 
eigentliche Beginn der 
russischen Revolution.

locken ab. Gapon floh über 
Finnland ins Ausland. In der 
Zarenstadt brach der General­
streik aus, und Petersburg war 
von der ganzen W elt abge­
schnitten . . .

F lu ch t nach Geni
Gapon gelangte nach Genf, wo 

er als Held der russischen Re­
volution gefeiert wurde. Er 
hielt eine Rede vor den versam­
melten Mitgliedern der revolu­
tionären Parteien und sagte, 
daß mit dem Tage des Schwar­
zen Sonntags die russische Re­
volution ausgebrochen sei. So­
dann verfaßte er einen Offenen 
Brief an den Zaren, den er an 
„Nikolaus Romanow, den ehe­
maligen Zaren und jetzigen Ver­
nichter des russischen Kaiser­
reichs“ adressiert hatte. In  die­
sem Brief hieß es u. a .:

„Mit naivem Glauben an dich 
als an den Vater des Volkes 
ging ich friedlich zu dir — 
mit den Kindern deines Landes. 
Das unschuldige Blut der A r­
beiter wird für ewige Zeiten 
zwischen dir und dem rus­
sischen Volke stehen.“ Am Ende 
des Briefes steht eine geradezu 
prophetische Ankündigung: „In  
wenigen Jahren wird ganz Ruß­
land in Blut ersticken!“ Dabei 
war der Zar gar nicht an dem 
Schießbefehl schuld, der ohne 
sein Wissen von dem Stadtkom­
mandanten Trepow gegeben 
wurde.

Spie ler und Spitzel
Aber Gapon war alles andere 

als ein Idealist. W ie ein Groß­
fürst bewegte er sieh in den 
Spielsälen von Monte Carlo. Im 
Sommer des Jahres 1905 fuhr er 
nach Stockholm, um von dort 
einen Marsch auf Petersburg zu 
organisieren, der •ihn zum *

Staatspräsidenten der russischen 
Republik machen sollte. Eine 
Landung der provisorischen Re­
gierung an der finnischen Küste 
war vorgesehen, woraufhin die 
Arbeiter, von Revolutionären 
geführt, das Zarenpalais und die 
Regierungsgebäude stürmen 
sollten. Der Plan wurde ver­
raten, und nach der Landung 
mußte der Pope wieder ins Aus­
land fliehen.

Gapon verschwand, und seine 
Spur verlor sich zunächst. Dann 
tauchte er in Paris auf, wo er 
sich mit der Ochrana, der poli­
tischen Polizei in Verbindung 
setzte und ihr seine Dienste als 
Spitzel anbot.

Als sich die ehemaligen Ge­
nossen von dem Verrat des Po­
pen überzeugt hatten, entschlos­
sen sie sich, ihn in eine Falle 
zu locken. Rutenberg, der ihm 
einst die Priesterlocken abge­
schnitten hatte, lud den Ver­
räter zu einer Unterredung 
unter vier Augen in eine ein­
same Villa an der finnischen 
Küste. Im  Nebenzimmer waren 
mehrere Genossen versteckt. Als 
Gapon dem Freund vorschlug, 
gleichfalls in die Dienste der 
Ochrana zu treten, stürzten die 
Genossen ins Zimmer, packten 
den Mann, in dem sie noch vor 
kurzem einen Helden gesehen 
hatten und legten ihm die 
Schlinge um den Hals. Die kurze 
Zeitungsnotiz über den Leichen­
fund in der Villa trug die Über­
schrift „Selbstmord eines Unbe­
kannten".

D ie  Fo lgen
Der Aufmarsch der Arbeiter 

am 22. Januar löste die Revolu­
tion aus. Die Niederlage der 
Zarenarmee im Kriege mit Ja­
pan als Folge der Korruption 
trieb auch bürgerliche Kreise 
ins Lager der Revolution. In 
allen Städten fanden Straßen­
kämpfe statt, während auf dem 
Lande die Schlösser der Magna­
ten in hellen Flammen standen. 
Erst durch rücksichtslosen Ein­
satz der Gardetruppen gelang es 
nach einem Jahr, eine schein­
bare Ruhe zu schaffen. Der 
Funke aber schwelte unter der 
Oberfläche weiter, und zwölf 
Jahre später brach der Zaren­
thron unter den Schlägen der 
bolschewistischen Revolution 
endgültig zusammen.



Besorgnis über Entlassungswelle
Z ie l: Frauen in d ie P rodu ktion , Facharbeiter aufs Land 

Die seit 14 Tagen anhaltende Entlassungswelle in Ostberlin 
und einigen Zonenhauptstädten hat zu großer Beunruhigung 
geführt. Erst am vergangenen Wochenende erfuhren die mittle­
ren Parteiinstanzen, welcher Personenkreis betroffen ist, wel­
chen Umfang die Entlassungswelle noch annehmen kann und 
was aus den dadurch arbeitslos gewordenen Menschen wird. 
Die dabei bekanntgegebenen Richtlinien seien hier zur Klar­
stellung kurz zitiert.

Entlassen werden in Ostberlin:
1. Sämtliche in volkseigenen 

Betrieben beschäftigte Westber­
liner (auch SED- und FDJ-Mit- 
glieder!), sofern sie nicht eine 
unabkömmliche politische oder 
überragende technische Funk­
tion ausüben. SED-Mitglieder 
wurden bereits am 22. Januar 
angehalten, sich nach einer 
Arbeit in Westberlin, möglichst 
in Großbetrieben, umzusehen. 
Die Maßnahme wird begründet 
a) mit eventuellen weiteren 
Sperrmaßnahmen, die einen rei­
bungslosen Arbeitsablauf stören 
können und b) mit der Gefahr 
der Spionagetätigkeit hei Um­
stellung auf Rüstungsfabri- 
kation.

2. Sämtliche in den Zonen­
randgebieten wohnhaften Arbei­
ter und Angestellten, sofern sie 
nicht Partei- und Regierungs- 
funktionen ausüben. Begrün­
dung : Mehrere Zonenrandbe- 
triebe sind ohne genügende 
Arbeitskräfte, weil diese seiner­
zeit wegen der besseren Bezah­
lung nach Berlin abgewandert 
sind. Außerdem sucht die SED 
noch 30 000 Facharbeiter für die 
LPG und Maschinen-Traktor-

3. Angehörige der aufgebläh­
ten Verwaltungsapparate in der 
volkseigenen Industrie, die ent­
weder auf das Land oder in die 
Produktion umdirigiert werden 
sollen.

In der Zone sind hauptsäch­
lich VE-Betriebe bis 5000 Mann 
von der Entlassungswelle be­
troffen. Hier wiederum kommen 
zuerst die Verwaltungsange­
stellten an die Beihe. Die Ten­
denz geht, dahin: Frauen in die 
Produktion, Facharbeiter aufs 
Land, Verwaltungsangestellte 
auf Mangelplätze. Daneben 
stehen die Werbeabsichten für 
die Armee.

Paris (DPA). Zur Freilassung 
des ehemaligen Generalfeldmar­
schalls Schörner durch die So­
wjetunion schreibt die franzö­
sische Zeitung „Combat“ (links­
gerichtet): „Gehört die Freilas­
sung einer derartigen als ein 
Symbol künftigen Terrors anzu­
sehenden Persönlichkeit zum 
Moskauer Feldzug in Deutsch­
land gegen die Ratifizierung der 
Pariser Abkommen? Sie wirkt

Interzonenverkehr 
angestiegen

Flensburg (AP). Der Straßen­
verkehr zwischen der Bundesre­
publik und Westberlin hat im 
vergangenen Jahr weiter zuge­
nommen. Dies gab das Kraft­
fahrtbundesamt in Flensburg 
bekannt. In  beiden Richtungen 
wurden 667 000 Kraftfahrzeuge 
gezählt. Bas waren 155 000 mehr 
als 1953. Die Zahl der Personen­
wagen erhöhte sich dabei allein 
um rund zwei Drittel.

Der Freund der Spionin
Washington (AP). Die US- 

Luftstreitkräfte haben bekannt­
gegeben, daß sich der Flieger­
oberst Patrick W. Hayes in 
Kürze vor einem Offiziersaus- 
sehuß verantworten muß. Hayes 
stand in enger Beziehung zu der 
von einem amerikanischen Ge­
richt in Berlin wegen Spionage 
für die Sowjetunion zu zweimal 
fünf Jahren Zuchthaus ver­
urteilten Irmgard Margarethe 
Schmidt.

auf jeden Fall für alle Naiven, 
die noch glaubten, die Sowjet­
union würde kategorisch jede 
Verwendung von Kriegsverbre­
chern ablehnen, zutiefst enttäu­
schend, “

Studenten zahlen nicht
Leipzig (Eigenmeldung). Das 

ZK der SED hat Anstoß'an der 
Tatsache genommen, daß unter 
den Studenten in Leipzig die 
„Manie“ aufgekommen ist, keine 
Parteibeiträge zu bezahlen. Der 
Durchschnitt der Parteibeitrags­
rückstände liege bei 15 Monaten, 
ja  eine ganze Anzahl von Ge­
nossen habe 19 Monate nicht 
mehr bezahlt.

Milde Urteile in Beigrad
Belgrad (DPA/AP). Das Bel­

grader Bezirksgericht hat in dem 
Prozeß gegen die beiden ehe­
maligen Parteifunktionäre Dji- 
las und Dedijer ungewöhnlich 
milde Urteile gefällt. Die beiden 
Angeklagten, die sich für grö­
ßere politische Freiheiten in Ju­
goslawien eingesetzt hatten, er­
hielten Strafen von 18 bzw. sechs 
Monaten Gefängnis mit Bewäh­
rungsfrist. Sie wurden sofort 
auf freien Fuß gesetzt

Stationen.

Wieder mehr Flüchtlinge
L eh rer sollten „O hne*m ich“ -S iim m im g bekäm pfen

Berlin. (DPA). Der Flucht 
lingsstrom aus der Sowjetzone 
und Ostberlin ist in den letzten 
Tagen wieder angestiegen. Im 
Dezember 1954 lag die tägliche 
Fliielitlingszahl zwischen 150 
und 180. Gegenwärtig melden 
sich am Tage zwischen 250 und 
280 Sowjetzonenbewohner in 
Westberlin.

Ebenfalls angestiegen is t ’ die 
Zahl der sogenannten Rück­
kehrer, das sind ehemalige Be­
wohner der Bundesrepublik, die 
sich vorübergehend in der So­
wjetzonenrepublik aufhielten. 
Unter den Flüchtlingen sind

verhältnismäßig viele Lehrer. 
Sie berichteten, den Auftrag er­
halten zu haben, die verbreitete 
„Ohne-mich“-Stimmung gegen 
den Aufbau sowjetzonaler 
Streitkräfte unter den Schülern 
zu bekämpfen.

Wieder deutsche Schulen
Berlin (DPA). In  Ostpreußen 

sollen wieder deutsche Schulen 
eingerichtet werden, wie aus 
Äußerungen hervorgeht, die 
kürzlich in einer in Allenstein 
erscheinenden polnischen Tages­
zeitung veröffentlicht wurden.

Auslandsstimme zum Fall Schörner
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„Liebe“ fehlt im Lexikon
Im  „Sächsischen Tageb latt“ (L D P ) wurde 

jetzt bedauert, daß in dem neuesten in der 
Sowjetzone herausgekommenen Lex ikon  
„Von A  bis Z in einem Bande“ die „L ieb e“ 
fehlt und damit „wissenschaftlich also 
nicht mehr existent" sei. Immerhin sei in 
dem Lex ikon  das „Happy-End“ registriert. 
Das B latt verzeichnet als Fortschritte, daß 
es im  Sowjetzonen-Film  schon ab und zu 
etwas L iebe gebe, die Mode verheißungs­
volle Ansätze zeige und L ippenstifte kuß­
echter werden sollen.

„Dandy“ und „Stehhaarschnitt“
Berlin (D PA ). D ie Damenfrisur „ä la 

Dandy“ , die von Paris im  Herbst vergan­
genen Jahres als neue L in ie  kreiert wurde, 
w ird  jetzt auch in der Sowjetzone als 
kommende Frühjahrsfrisur angekündigt. 
A ls „letzter Schrei“ fü r die Herrenwelt 
empfahl man auf einem Schaufrisieren in 
H alle den „modernen Stehhaarschnitt.“

War es so gemeint?

Hexenprozesse
Der R a t der juristischen Fakultät der 

Universität H a lle hat dem Präsidenten des 
Obersten Gerichtes der Sowjetzone, Kurt 
Schumann, die W ürde eines Ehrendoktors 
verliehen. ,

Bemerkenswert ist diese Ehrung nur 
durch ihren Anlaß. Sie erfo lg te  nämlich 
zur Feier des 300. Geburtstages des großen 
Gelehrten Christian Thomasius, der zu­
nächst als Philosoph in Le ip zig  und dann 
als Jurist an der neugegründeten U ni­
versität H alle eine bedeutende Leh rtä tig ­
keit entfaltet hatte. In der deutschen K u l­
turgeschichte ist der Name des Christian 
Thomasius vor allem lebendig geblieben 
durch seinen Kam pf gegen die Hexen­
prozesse, zu deren Überwindung er ent­
scheidend beitrug.

Diesen Rechtsgelehrten trennt —  mehr 
als die Jahrhunderte — eine ganze geistige 
W e lt  von dem Obersten Richter einer 
Diktatur, der jetzt in seinem Namen ge­
ehrt wurde. Thomasius würde heute auch 
gegen die Prozesse des Dr. h. c. Kurt 
Schumann zu Felde ziehen, —  w ell sie 
nämlich auf der gleichen Stufe stehen w ie 
die Hexenprozesse, die er überwand.

Die Woche in der Karikatur
L in k s : D ie  sow je tisch e  Deutsch land- 
E rk läru ng . —  U n ten : D er  rotchinesiseha 
A n g r if f  a u f nationalch inesische Inseln .

Koexistenz in Fsrnosi



Ein modernes Schlaraffenland
W o der E inkau f fü r d ie Hausfrau zum  Abenteuer w ird

B a s  abenteu erlichste B eben in  A m erika führen n icht A tom ­
w issen sch aftler  oder D üsen jägerp ilo ten , sondern d ie  H au s­
frauen. M it e inem  zw eistöck igen  E inkau fsw agen  schlendern sie  
durch die Superm arkets, m oderne Schlaraffenländer aus Glas 
und B eton , d ie  m it ihren  Fruchtpyram iden und duftenden  
B elik a tessen  se lb st dem  sagen haften  L ucu llu s R espekt ab ge­
n ö t ig t hätten .

Die Schweizer Migros-Läden 
und die Einkaufspaläste in Lon­
don sind anspruchslose Ver­
kaufsstände im Vergleich zu den 
Supermarkets in Chikago, New 
York oder Los Angeles, wo al­
lein die Lebensmittelabteilun­
gen mit vier- bis fünftausend 
verschiedenen Artikeln aufwar­
ten. Sie gleichen Riesenküchen,

Freunde in der SBZ, die un- 
»ere Aufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postschließfaeh 
Nr. 53 nach Berlin-Charlotten« 
bürg 9 mitzuteilen.

in denen die Hausfrauen ihre 
gewünschte Ware selbst abwie- 
gen können — sie wird nur spä­
ter an der Kasse nachgeprüft. 
Das Gemüse liegt bereits ge­
waschen und geputzt, in Cello- 
phan-Ttiten sauber verpackt, für 
die schnelle Zubereitung „ein­
satzbereit“ .

Ganz eilige Hausfrauen kön­
nen vollständige Mahlzeiten aus 
gefrorenen Produkten erstehen. 
Sie brauchen die Speisen zu 
Hause im Backofen nur aufzu- 
tauen. Die Epoche der tiefge­
kühlten Produkte hat also be­
gonnen. Sie feiert bereits ihre 
Triumphe auf allen Gebieten der 
Ernährung — vom gefrorenen 
Brathähnchen bis zur eisgekühl­
ten Schildkrötensuppe.

Sobald die Hausfrau ihre Ein­
käufe erledigt hat, beginnt das

Prämienabenteuer. Je nach der 
Höhe der bezahlten Summe darf 
sie sieh Frottierhandtücher, 
einen Infrarotgrill oder ein 
Kaffeeservice aussuchen. Im 
Wettstreit um die Gunst des 
Kunden geben einige Fabrikan­
ten sogar Kataloge aus, in de­
nen alle Artikel aufgeführt sind, 
die jede Hausfrau — bei ent­
sprechenden Lebensmittelein­
käufen — zum halben Preis er­
werben kann.

Kundendienst 
der Bundesbahn

Nürnberg (D PA ). Kunden­
dienst ist bei der Bundesbahn 
Trumpf. So sagen jedenfalls die 
Bewohner von Greding (Mittel- 
franken), die darüber ab stim­
men durften, wann „ihr“  Früh­
zug abfahren und die Zwischen­
stationen sowie den Zielort Nürn­
berg erreichen soll.

Grund zu dieser Wahl war 
eine Eingabe des Landratsamtes 
Hilpoltstein, das, dem Wunsche 
zahlreicher Arbeiter entspre­
chend, die Bundesbahn gebeten 
hatte, den Frühzug statt um 
4 TJhr 10 35 Minuten später ab- 
fahren zu lassen.

Doch die 266 Frühaufsteher, 
die sich an der Abstimmung be­
teiligten, bestätigten die Dich­
tigkeit des bisherigen Fahrpla­
nes.

Dankspende an amerikanisches Volk
Washington (D PA). Der deut­

sche Botschafter in Washington, 
ICrekeler, überreichte Präsident 
Eisenhower als äußeres Zeichen 
des Dankes der Bundesrepublik 
für die großzügige amerika­
nische H ilfe nach 1945 eine 
Bronzestatue, die einen „Arbei­
tenden Jüngling“ darstellt. Die 
Statue ist ein Werk von Her­
mann Blumenthal. Sie wurde 
von namhaften Kunstexperten 
unter mehreren zur Auswahl 
gestellten Kunstwerken aus­
gewählt und ist ein Teil der 
„Dankspende des deutschen 
Volkes“ an das amerikanische 
Volk.

Ein „neuer“ Beruf
Lüneburg (AP). Der Berufs­

berater des Lüneburger Arbeits­
amtes hat in seine Kartei einen 
für die Zeit nach dem zweiten 
W eltkrieg neuen Beruf eintragen 
müssen. Bei der Umfrage unter 
1400 Jungen, die Ostern die 
Schule verlassen, meldeten sechs 
den seit zehn Jahren nicht mehr

geäußerten Wunsch, Flugzeug­
führer zu werden.

Sein Glück gemacht
Chikago (DPA). Der 49jährige 

Julius Mayer, der mit 17 Jahren 
aus Deutschland ausgewandert 
war, hat in den USA sein Glück 
gemacht. Er wurde jetzt Präsi­
dent der größten Getreidebörse 
der W elt in Chikago. 1922 kam 
er nach Amerika, ohne ein Wort 
Englisch zu sprechen. Er fing 
damals als Kuchenbäcker an.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  N o l -  
l e n d o r f p l a t z  gezeigt.

Täglich ab 13 Uhr in stünd-

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr,

S S D , h e rltö re n !
D er k lein e TAG w ird ver­

san d t und verteilt ohne
R ücksicht anf d ie  politische  
G esinnnng des E m pfängers. 
Gegner sin d  a ls  E m pfänger
sogar besonders beliebt,
denn s ie  haben es nötiger  
als andere, d ie  W ahrheit zu 
erfahren . W er Verdacht hat,, 
daß sein e P o st überw acht 
w ird, kann den k lein en  TAG 
also  ruh ig  bei der P olize i 
oder beim  B ürgerm eister­
am t oder bei se in er  D ien st­
s te lle  abgeben , üb rigen s
w ird er auch dort gern  
gelesen .
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